Weinbohla, den 19.12.2017

Protokoll
der 27. Sitzung des Gemeinderates

am: 06.12.2017

im: advita Haus Waldhotel, Forststralle 66
Beginn: 18:00 Uhr

Ende: 19:15 Uhr

Mitglieder des Gemeinderates: 19
Anwesend:

Vorsitzender
Herr Siegfried Zenker

Gemeinderate

Herr Peter Arndt

Herr Detlef Arnold
Herr Eric Ehrlich

Frau Cornelia Fiedler
Herr Matthias Franke
Frau Marion Frobel
Frau Bettina Grumbach
Herr Siegfried Hamann
Herr Clemens Hanig
Herr Daniel Kriesch
Frau Uta Kunze

Herr Fritz Liebschner
Frau Brigitte Lipeck
Herr Otto Neumann
Herr Michael Schatka
Herr Stan Schirmer
Herr Andreas Weidmann

Von der Gemeindeverwaltung
Frau Julia Schneider
Frau Katja Haegner
Herr Lutz Heinl
Herr Ronald Schindler
Frau Claudia Funk
Herr Hannes Zschippang

Abwesend:

Gemeinderate
Herr Frank Vetter entschuldigt - privat verhindert

Besucher: 3
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Nach Er6ffnung der Gemeinderatssitzung durch den Biirgermeister wird ibereinstimmend
festgestellt, dass die Einladungen und Unterlagen den Gemeinderaten ordnungsgemald zugestellt
wurden. Mit 17 anwesenden Gemeinderaten ist das Gremium beschlussfahig. Es gibt keine
Anderungswiinsche zur Tagesordnung.

Flr die Bestatigung des Protokolls werden die Gemeinderate Schirmer und Hanig bestellt.

1.

Protokollbestétigung der 26. 6ffentlichen Gemeinderatssitzung vom 25.10.2017 und
Bekanntgabe der Beschliisse der 26. nicht 6ffentlichen Sitzung vom 25.10.2017

Das Protokoll der 26. 6ffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 25.10.2017 wird
bestatigt. Nicht 6ffentliche Beschllsse aus der 26. nicht 6ffentlichen Sitzung vom 25.10.2017
gibt es keine bekannt zu geben.

Bericht des Biirgermeisters

Blirgermeister Herr Zenker gibt einen Riickblick auf Veranstaltungen der letzten Wochen.

Das waren u.a. am:

> 31.10.2017 die Einweihung des Erweiterungsbaus der Kita ,Gabenreich”,

> 04.11.2017 die feierliche Ubergabe des TLF 3000 und 25 Jahre Jugendfeuerwehr
Weinbohla,

» 11.11.2017 die Eroffnung der Karnevalssaison 2017/2018 und der Martinsumzug,

> 11./12.11.2017 die Rassegefligelschau,

> 19.11.2017 der Volkstrauertag,

> 23.11.2017 die Stollenverkostung,

> 01.-24.12.2017 der Weinbohlaer Adventskalender (am 01.12.2017 wurde das 1. Tirchen

am Rathaus geo6ffnet),

03.12.2017 das Weihnachtsschauturnen sowie am

06.12.2017 die Seniorenweihnachtsfeier.

Y VvV

AnschlieBend gibt Blrgermeister Herr Zenker eine Vorschau auf anstehende

Veranstaltungen. Das sind u.a. am:

» 08.-10.12.2017 der Weihnachtsmarkt, die Weihnachtsausstellung im Heimatmuseum und
die Eisenbahnerlebniswelt in der Tenne,

» 09.12.2017 das Adventskonzert in der St. Martinskirche,

» 10.12.2017 das Weihnachtskonzert der Chorgemeinschaft Coswig/Weinb6hla und
Umgebung e.V. und der verkaufsoffener Sonntag

» 11.12.2017 das Weihnachtssingen der Grundschuler in der St. Martinskirche,

» 22.12.2017 die Einweihung der Bibliothek und des Vereinsraumes im Zentralgasthof
sowie am

> 14.01.2018 das Neujahrstreffen.

Bebauungsplan "ForststraRe/Auerweg”

hier: Billigungs- und Auslegungsbeschluss zum Entwurf vom November 2017

Vorlage: 0656/2017

Blirgermeister Herr Zenker verlasst aufgrund seiner Befangenheit die Sitzung. Die Leitung
der Sitzung lGbernimmt zu diesem Tagesordnungspunkt der stellvertretende Birgermeister
Detlef Arnold.

Der Gemeinderat der Gemeinde Weinbdhla hat in seiner 6ffentlichen Sitzung am 12.12.2012
den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes ,ForststraRe / Auerweg” gefasst. Da sich
das Plangebiet in einer Teilfliche der Gemeinde Weinbdhla befand, fiir die noch kein
verbindlicher Flachennutzungsplan (FNP) vorlag, wurde das Planverfahren als sogenannter
yvorzeitiger Bebauungsplan” gemall § 8 Abs. 4 BauGB begonnen. Die friihzeitige Beteiligung
der Offentlichkeit fand vom 15.03. bis 15.04.2013 statt. Gleichzeitig erfolgte die friihzeitige
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Beteiligung der Triger Offentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden. In Auswertung
der diesbeziiglich abgegebenen Stellungnahmen sowie nach Konsultaion bei der
Genehmigungsbehorde, wonach eine Genehmigung des Bebauungsplanes auf Grund der
fehlenden Voraussetzungen fiir die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplanes nicht in
Ausschicht gestellte werden konnte, folgte die Gemeinde der Empfehlung des
Landratsamtes, die Planung bis zur Planreife des FNP ruhen zulassen. Nunmehr wurde der
FNP zur Genehmigung eingereicht, so dass eine Weiterfiihrung der Bebauungsplanung
moglich ist. Auf Grund der Wohngebietsausweisung im FNP weicht der Geltungsbereich des
vorliegenden Entwurfes von dem Geltungsbereich des Aufstellungsbeschlusses ab.

Beschlussfassung:

1. Der Entwurf des Bebauungsplanes "Forststrale/Auerweg” in der Fassung vom
November 2017 bestehend aus der Planzeichnung, den Textlichen Festsetzungen
sowie der zugehorigen Begriindung, wird gebilligt.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, das Verfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB durch
offentliche Auslegung fur die Dauer eines Monats, die Beteiligung der
Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behdrden und
sonstigen Trager o6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchzufiihren.

3. Der Beschluss ist 6ffentlich bekannt zu machen.

Ein Gemeinderat wegen Befangenheit von der Abstimmung ausgeschlossen.

Abstimmungsergebnis:

Mitglieder des Gremiums: 19
Anwesende des Gremiums: 17
Ja-Stimmen: 17
Nein-Stimmen: keine
Enthaltung: keine
Beschlussnummer: 239/27/2017
4, Feststellung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2016 und des Rechenschaftsberichts

fiir das Haushaltsjahr 2016

Vorlage: 0651/2017

GemaR § 88 SachsGemO hat die Gemeinde zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen
Jahres-abschluss aufzustellen. Der Jahresabschluss muss klar und ibersichtlich sein. Der
Jahresabschluss hat samtliche Vermdgensgegenstdande, Schulden,
Rechnungsabgrenzungsposten, Ertrage, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen zu
enthalten, soweit nichts anderes bestimmt ist. Er hat unter Beachtung der Grundsatze
ordnungsmaRiger Buchfiihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der
Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde zu vermitteln. Entsprechend § 88 b
SachsGemO ist der Jahresabschluss innerhalb von sechs Monaten nach Ende des
Haushaltsjahres aufzustellen und vom Birgermeister unter Angabe des Datums zu
unterzeichnen. Der Jahresabschluss soll nach der ortlichen Priifung spatestens bis 31.
Dezember das dem Haushaltsjahr folgenden Jahres durch den Gemeinderat festgestellt
werden. Die ortliche Priifung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2016 ist durch die
Rechnungspriiferin der Stadt GroRenhain Frau Walter erfolgt. Es gibt keine Einwendungen
gegen die Feststellung des Jahresabschlusses.

Kammerer Herr Schindler benennt anhand einer Power-Point-Prasentation die Ergebnisse
des Haushaltsjahres 2016. Neben den Gesamtbetragen der Ergebnisrechnung und der
Finanzrechnung werden die Positionen der Vermdgensrechnung benannt und erldutert.
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Zudem wird die Schuldenentwicklung der Gemeinde Weinbdhla dargelegt.
Beschlussfassung:
Der Gemeinderat stellt den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 einschlieRlich des

dazugehorigen Rechenschaftsberichts gemaR § 88 b Absatz 2 SdchsGemO nach
Durchfiihrung der ortlichen Prifung wie folgt fest:

1. Ergebnisrechnung

ordentliche Ertrage 13.438.611,36 EUR
ordentliche Aufwendungen 13.144.809,70 EUR
ordentliches Ergebnis 293.801,66 EUR
auBerordentliche Ertrage 285.370,27 EUR
auBerordentliche Aufwendungen 158.329,25 EUR
Sonderergebnis 127.041,02 EUR
Gesamtergebnis 420.842,68 EUR

Entsprechend § 23 SichsKomHVO-Doppik wird der Uberschuss des ordentlichen Ergebnisses
i.H.v. 293.801,66 EUR den Riicklagen aus Uberschiissen des ordentlichen Ergebnisses und
der Uberschuss des Sonderergebnisses i.H.v. 127.041,02 EUR den Riicklagen aus
Uberschiissen des Sonderergebnisses zugefiihrt.

2. Finanzrechnung

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit 12.169.525,17 EUR
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit 10.915.114,23 EUR
Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstatigkeit 1.254.410,94 EUR
Einzahlungen aus Investitionstatigkeit 1.803.971,26 EUR
Auszahlungen fir Investitionstatigkeit 2.705.153,09 EUR
Zahlungsmittelsaldo aus Investitionstatigkeit -901.181,83 EUR
Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstatigkeit -90.515,14 EUR
Anderung des Finanzmittelbestandes 262.713,97 EUR
Endbestand an Zahlungsmitteln 10.944.469,41 EUR

3. Vermdgensrechnung

- einer Bilanzsumme von 67.030.519,39 EUR

- einem Anlagevermdogen von 55.508.629,65 EUR

- einem Umlaufvermégen von 11.521.029,26 EUR, bei einem Bestand an liquiden Mitteln von
10.944.469,41 EUR

- Aktiven Rechnungsabgrenzungsposten von 860,48 EUR

- einer Kapitalposition von 42.253.407,07 EUR, bei einem Basiskapital von 38.896.074,13 EUR

- Passiven Sonderposten von 19.485.315,31 EUR

- Rickstellungen von 1.178.574,50 EUR

- Verbindlichkeiten von 4.103.462,44 EUR

- Passiven Rechnungsabgrenzungsposten von 9.760,07 EUR

- Vorbelastungen kiinftiger Haushaltsjahre von 2.019.500 EUR

4. Der Bericht Gber die ortliche Priifung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2016 und
des Rechenschaftsberichts fir das Haushaltsjahr 2016 der Rechnungspriiferin Frau Walter
wird zur Kenntnis genommen.

Zenker
Burgermeister
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Abstimmungsergebnis:

Mitglieder des Gremiums: 19
Anwesende des Gremiums: 18
Ja-Stimmen: 18
Nein-Stimmen: keine
Enthaltung: keine
Beschlussnummer: 240/27/2017
5. UberplanmiRige Ausgaben im Ergebnishaushalt 2017; Haushaltsstelle 51.11.01.01/

443103; Gebaudeplanungen

Vorlage: 0657/2017

GemdR den Gemeinderatsbeschlissen- Nr. 212/24/2017 vom 21.06.2017 sowie Nr.
232/25/2017 vom 13.09.2017 sind die Geb&dudeplanungen fir die kommunalen
Bauvorhaben ,Fahrraderlebniswelt- Kirchplatz 5/ Tenne“ und ,Geb3dudeneubau
Grundschule- funktionelle Erweiterung” so weit voranzubringen, dass qualifizierte
Fordermittelantrage gestellt werden kdnnen (Planungsphase 3- Entwurfsplanung- gemaR §
33 HOAI).

Fiir das Bauvorhaben in der Grundschule soll dariiber hinaus ein Planungsstand erreicht
werden, der einen Baubeginn 2018 und eine Fertigstellung 2019 ermdglicht. Das erfordert
die Beantragung der Baugenehmigung bis Ende 2017, spatestens Anfang 2018 und bis zu
diesem Zeitpunkt die Fertigstellung der Genehmigungsplanung (Planungsphase 4, HOAI).

Um die zuvor beschriebene Zielstellung fir beide Objekte zu erreichen, sind
Planungsleistungen in Hoéhe von 107.000,00 € erforderlich (Fahrraderlebniswelt: 23.600,00 €;
Grundschule: 83.400,00 €). Da diese Ausgaben im Haushalt 2017 nicht geplant waren, ist
unter Zugrundelegung des bisherigen Ausgabenstandes und bei Berlicksichtigung noch
bestehender Verbindlichkeiten das Ausgabenkonto 51.11.01.01/ 443103 um 68.000,00 €
aufzustocken. Die notwendigen Deckungsmittel kdnnen in Abstimmung zwischen Hauptamt
und Bauamt aus den Betriebskostenriickerstattungen des Jahres 2016 fir
Kindereinrichtungen der Freien Trager bereitgestellt werden.

Beschlussfassung:

Fir die Haushaltsstelle 51.11.01.01/ 443103 ,, Bauleitplanung, Sanierung; Sachverstdandigen-,
Gerichts- und dhnliche Kosten” (Planungskonto) werden liberplanméaRige Ausgaben in Hohe
von 68.000,00 € bewilligt. Die dafiir notwendigen Deckungsmittel sind aus den
Betriebskostenriickerstattungen bereitzustellen.

Abstimmungsergebnis:

Mitglieder des Gremiums: 19
Anwesende des Gremiums: 18
Ja-Stimmen: 18
Nein-Stimmen: keine
Enthaltung: keine
Beschlussnummer: 242/27/2017
6. Neufassung der Satzung iiber die Erhebung einer Hundesteuer in der Gemeinde Weinbéhla

Vorlage: 0634/2017

Zur Anpassung der Hundesteuersatzung an die aktuelle Rechtslage erfolgte eine
Uberarbeitung der Satzung Uber die Erhebung der Hundesteuer. Dabei wurden auch
redaktionelle Anderungen zur Anpassung an das Satzungsmuster des Sichsischen Stidte-
und Gemeindetages (SSG) eingearbeitet.

Des Weiteren wurde die ErmaRigung der Hundesteuer fir Zuchthunde von Hundeziichtern,
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die sogenannte Zwingersteuer, herausgenommen.

Der bisherige Steuersatz wurde beibehalten und es wird keine erhohte Steuer fir
Kampfhunde erhoben.

Der vorliegende Satzungsentwurf wurde dem Landratsamtes MeiRen  zur
rechtsaufsichtlichen Prifung ibersandt. Mit Schreiben vom 16. Oktober 2017, welches als
Anlage zu dieser Beschlussvorlage beigefiigt ist, bestatigte das Rechts- und Kommunalamt
des Landratsamtes Meifen den Satzungsentwurf.

Gemeinderat Liebscher fragt nach der praktischen Erfassung. Kdmmerer Herr Schindler
erklart, dass die Anmeldung im Rathaus erfolgt. Bei Umzug der Hundehalter in andere Stadte
oder Gemeinden, erfolgt eine Information an die Verwaltung.

Beschlussfassung:

Der Gemeinderat der Gemeinde Weinbdhla beschliellt die nachfolgende Satzung Uber die
Erhebung der Hundesteuer:

Satzung iiber die Erhebung einer Hundesteuer (Hundesteuersatzung)

Aufgrund des § 4 der Sachsischen Gemeindeordnung (SdchsGemOQ) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. Marz 2014 (SachsGVBI. S. 146), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 13. Dezember 2016 (SachsGVBI. S. 652) in Verbindung mit § 2 und § 7 Absatz 2
des Séachsischen Kommunalabgabengesetzes (SachsKAG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 26. August 2004 (SachsGVBI. S. 418; 2005 S. 306), zuletzt gedndert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Oktober 2016 (SdchsGVBI. S. 504) sowie des § 10 des
Gesetzes zum Schutze der Bevolkerung vor gefdhrlichen Hunden (GefHundG) vom 24. August
2000 (SachsGVBI. S. 358), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 31. Juli 2008 SichsGVBI. S.
480), hat der Gemeinderat der Gemeinde Weinbdhla am 06. Dezember 2017 folgende
Satzung beschlossen:

§1 Steuererhebung
(1) Die Gemeinde Weinbdhla erhebt eine Hundesteuer als 6rtliche Aufwandsteuer nach
den Vorschriften dieser Satzung.

§2 Steuergegenstand

(2) Der Besteuerung unterliegt das Halten von mehr als drei Monate alten Hunden im
Gebiet der Gemeinde. Kann das Alter eines Hundes nicht nachgewiesen werden, so
ist davon auszugehen, dass er dlter als drei Monate ist.

(2) Abweichend von Absatz 1 unterliegt das Halten von Hunden durch Personen, die sich
nicht langer als zwei Monate im Gebiet der Gemeinde Weinbéhla aufhalten, nicht
der Steuer, wenn diese Personen die Tiere bereits bei der Ankunft besitzen und in
einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland versteuern.

§3 Steuerschuldner
(1) Steuerschuldner ist der Halter eines Hundes.
(2) Halter eines Hundes ist, wer einen Hund in seinem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb

aufgenommen hat, um ihn seinen Zwecken oder denen seines Haushaltes oder
seines Betriebes dienstbar zu machen. Kann der Halter eines Hundes nicht ermittelt
werden, so gilt als Halter, wer den Hund wenigstens drei Monate lang gepflegt,
untergebracht oder auf Probe oder zum Anlernen gehalten hat.

(3) Alle in einem Haushalt gehaltenen Hunde gelten als von den Haushaltangehérigen
gemeinsam gehalten.
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(4) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen oder mehrere Hunde, so sind sie
Gesamtschuldner der Hundesteuer.

84 Haftung
Ist der Hundehalter nicht zugleich Eigentiimer des Hundes, so haftet der Eigentiimer
neben dem Steuerschuldner als Gesamtschuldner.

§5 Entstehung der Steuer, Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) Die Hundesteuer ist eine Jahressteuer. Die Steuerschuld fiir ein Kalenderjahr
entsteht am 01. Januar fir jeden an diesem Tag im Gemeindegebiet gehaltenen liber
drei Monate alten Hund.

(2) Wird ein Hund erst nach dem 01. Januar drei Monate alt oder wird ein tber drei
Monate alter Hund erst nach diesem Zeitpunkt gehalten, so entsteht die
Steuerschuld und beginnt die Steuerpflicht am 1. Tag des folgenden
Kalendermonats.

(3) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Hundehaltung beendet
wird.

(4) Wird ein Hund im Gemeindegebiet erst nach dem Beginn eines Kalenderjahres
gehalten, so entsteht dann keine Steuerschuld, wenn der Hund fiir diesen Zeitraum
nachweisbar in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits
versteuert wurde.

86 Steuersatz
(1) Der Steuersatz fiir das Halten eines Hundes betragt im Kalenderjahr 42 EUR.
(2) Halt ein Hundehalter im Gemeindegebiet mehrere Hunde, so erhoht sich der nach

Absatz 1 geltende Steuersatz fiir den zweiten und jeden weiteren Hund auf das
Doppelte. Ein nach § 7 steuerfreier Hund bleibt hierbei auRer Ansatz.

(3) Besteht die Steuerpflicht nicht wahrend des gesamten Kalenderjahres, so ist der
Steuersatz anteilig zu ermitteln.

§7 Steuerbefreiungen

(1) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewahrt fir das Halten von:
1. Blindenfihrhunden
2. Hunden, die ausgebildet sind, ausschlieRlich zum Schutze und der Hilfe blinder,

tauber oder
hilfsbedirftiger Personen im Sinne des Schwerbehindertenrechts zu dienen

3. Diensthunden der Landes- und Bundesbehdrden, des Rettungsdienstes und des
Katastrophenschutzes

4, Hunden von Forstbediensteten, soweit diese Hunde fiir den Forst- oder Jagdschutz
erforderlich sind

5. Hunden von bestatigten Jagdaufsehern

6. Hunden, die aus Griinden des Tierschutzes voriibergehend in Tierasylen u.a.
Einrichtungen untergebracht sind

7. Herdengebrauchshunden in der erforderlichen Anzahl

(2) Von der Steuerbefreiung ausgenommen sind gefahrliche Hunde.

§8 Steuerermafigungen
(1) Die Hundesteuer nach § 6 ermaRigt sich auf Antrag um die Halfte fir

1. Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungsgewerbes oder von
Einzelwachtern bei Ausiibung des Wachdienstes benétigt werden.
2. Hunde, die zur Bewachung bewohnter Gebdude gehalten werden, wenn das

betroffene Gebaude mehr als 5000 m von einer geschlossenen Ansiedlung entfernt
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ist.

(2) Werden die in Absatz 1 aufgefiihrten Hunde neben anderen Hunden gehalten, so
gelten diese als zweiter oder weiterer Hunde im Sinne von § 6 Abs. 2.

(3) Von der Steuerermaligung ausgenommen sind gefahrliche Hunde.

§9 Verfahren bei Steuerbefreiungen und SteuerermafBigungen

(2) Firr die Gewahrung einer Steuerbefreiung oder Steuerermafigung maligebend sind
die Verhaltnisse bei Beginn des Kalenderjahres, in den Fallen nach § 5 Abs. 2
diejenigen, bei Beginn der Steuerpflicht.

(2) Eine Steuerverglinstigung wird nur auf Antrag und frilhestens ab dem Ersten des
Monats gewahrt, in dem der Antrag gestellt wird.

(3) Die Steuervergiinstigung wird versagt, wenn

1. die Hunde, fiir die die Steuervergiinstigung in Anspruch genommen werden soll,
nach Art und GroRe fiir den angegebenen Verwendungszweck nicht geeignet sind,
oder

2. der Halter der Hunde in den letzten 5 Jahren wegen Tierqualerei rechtskraftig
bestraft wurde, oder

3. die Unterbringung der Hunde nicht den Erfordernissen des Tierschutzes entspricht.

§10 Entrichtung der Hundesteuer

(1) Die Hundesteuer wird durch Bescheid fir ein Kalenderjahr festgesetzt. Dem
Steuerschuldner kann ein Bescheid erteilt werden, der bis auf Widerruf mehrere
Jahre gilt.

(2) Die Steuer ist am 15. Februar fir das ganze Kalenderjahr fallig. Beginnt die

Steuerpflicht nach § 5 Abs. 2 im Laufe eines Kalenderjahres, so ist die Steuer mit dem
nach § 6 festgesetzten Teilbetrag friihestens einen Monat nach Bekanntgabe des
Steuerbescheides fallig.

(3) Endet die Steuerpflicht wahrend eines Kalenderjahres oder tritt ein
ErmaRigungstatbestand ein, so wird ein bereits ergangener Steuerbescheid
geadndert. Uberzahlte Steuer wird erstattet.

§11  Anzeigepflicht

(1) Wer im Gemeindegebiet einen liber drei Monate alten Hund halt, hat das innerhalb
von zwei Wochen nach dem Beginn des Haltens oder nachdem der Hund das
besteuerbare Alter erreicht hat, der Gemeinde Weinbohla mit Angabe der Rasse und
des Alters des Hundes anzuzeigen.

(2) Endet die Hundehaltung, so ist das der Gemeinde Weinbdhla innerhalb von zwei
Wochen mitzuteilen. Wird diese Frist versdumt, so kann die Hundesteuer entgegen §
5 Abs. 3 bis zum Ende des Kalendermonats erhoben werden, in dem die Abmeldung
eingeht.

(3) Entfallen die Voraussetzungen fiir eine gewahrte Steuervergiinstigung, so ist das der
Gemeinde Weinboéhla innerhalb von zwei Wochen anzuzeigen.

(4) Eine Verpflichtung nach Abs. 1 und 2 besteht nicht, wenn feststeht, dass die
Hundehaltung vor dem Zeitpunkt, an dem die Steuerpflicht beginnt, aufgehoben
wird.

(5) Wird ein Hund verauRert oder verschenkt, so ist in der Mitteilung nach Abs. 2 der
Name und die Anschrift des neuen Hundehalters anzugeben.

§12  Steueraufsicht

(1) Fiir jeden steuerpflichtigen Hund wird von der Gemeinde eine Hundesteuermarke
ausgegeben. Fir von der Hundesteuer befreite Hunde erfolgt die Ausgabe der
Hundesteuermarke, sobald die Anzeige erstattet und bestatigt wurde.



Gemeinde Weinbdhla 9/25
Protokoll Gemeinderat
Sitzung am 06.12.2017

(2) Der Hundehalter muss die von ihm gehaltenen, auflerhalb des von ihm bewohnten
Hauses und des umfriedeten Grundbesitzes laufenden Hunde mit einer giltigen und
sichtbar befestigten Hundesteuermarke versehen.

(3) Bis zur Ausgabe der neuen Steuermarken behalten die bisherigen Steuermarken ihre
Gultigkeit.
(4) Bei Verlust der Steuermarke wird eine Ersatzmarke ausgegeben. Hierfiir wird eine

Verwaltungsgebihr von 5,00 EUR erhoben.

§13 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig nach § 6 Abs. 2 Ziffer 2 des Sachsischen Kommunalabgabengesetzes
handelt, wer

1. seiner Meldepflicht nach § 11 Abs. 1, 2, 3 oder 5 dieser Satzung nicht oder nicht
rechtzeitig nachkommt, oder

2. der Verpflichtung zur Anbringung der Steuermarke am Halsband des Hundes nach §
12 Abs. 2 nicht nachkommt.

(2) GemaR § 6 Abs. 3 des Sachsischen Kommunalabgabengesetzes kann die

Ordnungswidrigkeit mit einer GeldbulRe geahndet werden.

§14  Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung liber die Erhebung einer Hundesteuer vom 15. Dezember 2000,
zuletzt gedndert am 23. August 2001, aulRer Kraft.

Weinbohla, den

Zenker
Burgermeister

Hinweis:

Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SachsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften der SichsGemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer
Bekanntmachung als von Anfang an giiltig zustande gekommen.

Dies gilt nicht, wenn

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,

2. Vorschriften tiber die Offentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,

3. der Bilirgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SdchsGemO wegen Gesetzwidrigkeit
widersprochen hat,

4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SdchsGemO genannten Frist

a) die Rechtsaufsichtsbehorde den Beschluss beanstandet hat oder

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenlber der Gemeinde unter
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend
gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach
Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SdchsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung
geltend machen.
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Abstimmungsergebnis:

Mitglieder des Gremiums: 19
Anwesende des Gremiums: 18
Ja-Stimmen: 18
Nein-Stimmen: keine
Enthaltung: keine
Beschlussnummer: 242/27/2017
7. Beschluss der Feuerwehrsatzung der Gemeinde Weinbodhla

Vorlage: 0638/2017

Die Kameraden der Freiwilligen Feuerwehr Weinbohla regten die Ausfertigung einer
Uberarbeiteten Feuerwehrsatzung an. Kernpunkte sind die Verankerung der
Bambinifeuerwehr neu im § 6 der Satzung und Festlegungen im § 7 Jugendfeuerwehr (bisher
im § 6). Die Wahlen des Jugendfeuerwehrwarts und dessen Stellvertreters werden neu in der
Jugendordnung geregelt. Anderungen sind auch im § 8 Alters- und Ehrenabteilung (bisher §
7) vorgenommen worden, sowie im § 14 Unterfihrer (bisher § 13 Unterfihrer, Geratewart)
und im § 15 Schriftfiihrer (bisher § 14).

Beschlussfassung:
Der Gemeinderat beschliel3t folgende Feuerwehrsatzung:

Gemeindeverwaltung Weinbdhla
Landkreis MeiRen

Feuerwehrsatzung der Gemeinde Weinbdhla

Der Gemeinderat der Gemeinde Weinbdhla hat auf der Grundlage des § 4 Abs. 2 Satz 1 der
Gemeindeordnung fiir den Freistaat Sachsen (SdchsGemO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03. Mérz 2014 (SachsGVBI. S. 146) zuletzt gedndert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 13. Dezember 2016 (SdchsGVBI. S. 652), in Verbindung mit § 15 Abs. 4
und § 18 Abs. 5 des Sachsischen Gesetzes liber den Brandschutz, Rettungsdienst und
Katastrophenschutz (SdchsBRKG) vom 24. Juni 2004 (SachsGVBI. S. 245, 647), das zuletzt
durch das Gesetz vom 10. August 2015 (SachsGVBI. S. 466) gedndert worden ist, am 6.
Dezember 2017 die nachfolgende Satzung beschlossen.

Inhaltsverzeichnis

§1 Begriff, Gliederung und Leitung der Feuerwehr

§2 Pflichten der Gemeindefeuerwehr

§3 Aufnahme in die Feuerwehr

§4 Beendigung des ehrenamtlichen aktiven Feuerwehrdienstes
§5 Rechte und Pflichten der Angehdrigen der Feuerwehr

§6 Bambinifeuerwehr

§7 Jugendfeuerwehr

§8 Alters- und Ehrenabteilung

§9 Ehrenmitglieder

§ 10  Organe der Freiwilligen Feuerwehr
§11 Hauptversammlung

§12  Gemeindefeuerwehrausschuss
§13  Wehrleitung
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§14  Unterfihrer

§ 15  Schriftfihrer
§16  Wahlen

§17 In-Kraft-Treten

§1
Begriff, Gliederung und Leitung der Feuerwehr

(1) Die Gemeindefeuerwehr Weinbdhla ist eine Freiwillige Feuerwehr, eine Einrichtung
der Gemeinde ohne eigene Rechtspersonlichkeit.

(2) Die Freiwillige Feuerwehr fiihrt den Namen ,Freiwillige Feuerwehr Weinbohla“.

(3) Dienstvorgesetzter der Angehorigen der Gemeindefeuerwehr ist der Blirgermeister.

(4) Neben der aktiven Abteilung der Feuerwehr besteht eine Bambinifeuerwehr, eine
Jugendfeuerwehr, die in Jugendgruppen gegliedert werden kann, eine Fihrungs- und
Unterstlitzungsgruppe des Katastrophenschutzes des Landkreises MeiRen und eine
Alters- und Ehrenabteilung.

(5) Die Leitung der Gemeindefeuerwehr obliegt dem Gemeindewehrleiter und seinen
zwei Stellvertretern.

§2

Pflichten der Gemeindefeuerwehr

(1) Die Gemeindefeuerwehr hat die Pflichten
e  Menschen, Tiere und Sachwerte vor Branden zu schiitzen,
e technische Hilfe bei der Bekdmpfung von Katastrophen, im Rahmen des
Rettungsdienstes und der Beseitigung von Umweltgefahren zu leisten und
e nach MalRgabe der §§ 22 und 23 SadchsBRKG Brandverhiitungsschauen und
Brandsicherheitswachen durchzufihren.
(2)  Der Birgermeister oder sein Beauftragter kann die Gemeindefeuerwehr zu
Hilfeleistungen bei der Bewiltigung besonderer Notlagen heranziehen.

§3
Aufnahme in die Feuerwehr

(1)  Voraussetzungen fiir die Aufnahme in die aktive Abteilung der Gemeindefeuerwehr
sind:

die Vollendung des 16. Lebensjahres,

die Erfillung der gesundheitlichen Anforderung an den Feuerwehrdienst,

die charakterliche Eignung,

die Verpflichtung zu einer ldngeren Dienstzeit sowie

die Bereitschaft zur Teilnahme an der Ausbildung.

Die Bewerber diirfen nicht ungeeignet im Sinne von § 18 Abs. 4 SachsBRKG sein.

Bei Minderjahrigen muss die Zustimmung der Erziehungsberechtigten vorliegen.

(2) Die Bewerber sollen in der Gemeinde wohnhaft sein und in keiner anderen
Hilfsorganisation aktiv tatig sein. Der Gemeindefeuerwehrausschuss kann Ausnahmen
zulassen.

(3)  Aufnahmegesuche sind schriftlich an den Gemeindewehrleiter zu richten. Uber die
Aufnahme entscheidet der Gemeindewehrleiter nach Anhérung des
Gemeindefeuerwehrausschusses. Jeder Angehérige der Feuerwehr erhilt bei seiner
Aufnahme einen Dienstausweis.

(4)  Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht. Die Griinde fiir eine Ablehnung des
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(1)

(2)

(3)

(4)

Aufnahmegesuches sind dem Bewerber schriftlich mitzuteilen.

8§84
Beendigung des ehrenamtlichen aktiven Feuerwehrdienstes

Der ehrenamtliche aktive Feuerwehrdienst endet, wenn der Angehorige der
Gemeindefeuerwehr

aus gesundheitlichen Griinden zur Erfillung seiner Dienstpflichten dauernd unfahig

ist,

ungeeignet zum Feuerwehrdienst entsprechend § 18 Abs. 4 SachsBRKG wird oder

aus der Gemeindefeuerwehr entlassen oder ausgeschlossen wird.

Ein Feuerwehrangehdriger ist auf Antrag zu entlassen, wenn der Dienst in der
Gemeindefeuerwehr fiir ihn aus personlichen oder beruflichen Griinden eine
besondere Harte bedeutet.

Ein Feuerwehrangehoriger hat die Verlegung seines standigen Wohnsitzes in eine
andere Gemeinde unverziglich dem Gemeindewebhrleiter schriftlich anzuzeigen. Er ist
auf schriftlichen Antrag aus dem Feuerwehrdienst zu entlassen.

Eine Entlassung kann ohne Antrag erfolgen, wenn dem Feuerwehrangehorigen die
Dienstausibung in der Feuerwehr aufgrund der Verlegung des Wohnsitzes nicht mehr
moglich ist.

Ein Feuerwehrangehoriger kann bei fortgesetzter Nachlassigkeit im Dienst oder in der
Aus- und Fortbildung sowie bei schweren VerstéRen gegen die Dienstpflicht nach
Anhorung des Gemeindefeuerwehrausschusses aus der Gemeindefeuerwehr
ausgeschlossen werden.

Der Birgermeister entscheidet nach Anhérung des Gemeindefeuerwehrausschusses
Uber die Entlassung oder den Ausschluss und stellt die Beendigung des
Feuerwehrdienstes unter Angabe der Griinde schriftlich fest.

Ausgeschiedene Feuerwehrangehorige konnen auf Antrag eine Bescheinigung tber
die Dauer der Zugehorigkeit zur Feuerwehr, den letzten Dienstgrad und die zuletzt
ausgelibte Funktion erhalten.

§5
Rechte und Pflichten der Angehérigen der Feuerwehr

Die Angehorigen der Gemeindefeuerwehr ab dem vollendeten 16. Lebensjahr haben
das Recht,

den Gemeindewehrleiter,

die stellvertretenden Gemeindewehrleiter und

die zusatzlichen Mitglieder des Gemeindefeuerwehrausschusses,
zu wahlen.
Die Gemeinde hat nach MaRgabe des § 61 Abs. 1 SachsBRKG die Freistellung der
Angehorigen der Feuerwehr fiir die Teilnahme an Einsatzen, Einsatziibungen und fir
die Aus- und Fortbildung zu erwirken.
Der Gemeindewehrleiter und seine Stellvertreter, der Geratewart, der
Bambinifeuerwehrwart, der Jugendfeuerwehrwart und Angehoérige der
Gemeindefeuerwehr, die regelmaRig liber das libliche MaR hinaus Feuerwehrdienst
leisten, erhalten eine Aufwandsentschadigung in Hohe der dafiir in einer besonderen
Satzung der Gemeinde festgelegten Betrage.
Angehorige der Gemeindefeuerwehr erhalten auf Antrag die Auslagen, die ihnen
durch die Ausiibung des Feuerwehrdienstes einschlielRlich der Teilnahme an der Aus-
und Fortbildung entstehen. Dariber hinaus erstattet die Gemeinde Sachschaden, die
Angehorigen der Feuerwehr in Ausiibung ihres Dienstes entstehen, sowie
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(5)

(6)

(7)

(1)

(2)
(3)
(4)
(5)

(6)

(7)

vermogenswerte Versicherungsnachteile nach MaRgabe des § 63 Abs. 2 SachsBRKG.
Die aktiven Angehorigen der Gemeindefeuerwehr haben die ihnen aus der
Mitgliedschaft in der Feuerwehr erwachsenden Aufgaben gewissenhaft zu erfiillen. Sie
sind insbesondere verpflichtet:

am Dienst und an Aus- und Fortbildungsmalnahmen im Rahmen der

Feuerwehrdienstvorschriften regelmafig und punktlich teilzunehmen,

sich bei Alarm unverziiglich am Feuerwehrgeratehaus einzufinden,

den dienstlichen Weisungen und Befehlen der Vorgesetzten nachzukommen,

im Dienst und auflerhalb des Dienstes ein vorbildliches Verhalten zu zeigen und sich

den anderen Angehorigen der Feuerwehr gegeniiber kameradschaftlich zu

verhalten,

die Feuerwehrdienstvorschriften und Unfallverhiitungsvorschriften fir den

Feuerwehrdienst zu beachten und

die ihnen anvertrauten Ausristungsgegenstande, Gerdte und Einrichtungen

gewissenhaft zu pflegen und sie nur zu dienstlichen Zwecken zu benutzen.
Die aktiven Angehdorigen der Gemeindefeuerwehr haben eine Ortsabwesenheit von
langer als eine Woche dem Gemeindewehrleiter oder seinem Stellvertreter rechtzeitig
anzuzeigen und eine Dienstverhinderung rechtzeitig zu melden.
Verletzt ein Angehoriger der Gemeindefeuerwehr schuldhaft die ihm obliegenden
Dienstpflichten, so kann der Gemeindewehrleiter

einen miindlichen oder schriftlichen Verweis erteilen,

die Androhung des Ausschlusses aussprechen oder

den Ausschluss beim Birgermeister beantragen.

Dem Angehorigen der Feuerwehr ist Gelegenheit zu geben, sich zu den gegen ihn
vorgebrachten Vorwirfen zu duBern.

§6

Bambinifeuerwehr

In die Bambinifeuerwehr kénnen Kinder vom 7. bis zur Vollendung des 10.
Lebensjahres aufgenommen werden. Dem Aufnahmeantrag muss die schriftliche
Zustimmung der Erziehungsberechtigten beigefiigt sein.
Uber die Aufnahme entscheidet der Bambinifeuerwehrwart im Einvernehmen mit
dem Gemeindewehrleiter.
Die Bereitschaft zur Teilnahme an den Diensten ist Voraussetzung fir die Aufnahme in
die Bambinifeuerwehr.
Die Bewerber sollen in der Gemeinde wohnhaft und in keiner anderen
Hilfsorganisation tatig sein. Der Bambinifeuerwehrwart kann Ausnahmen zulassen.
Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht. Griinde fiir eine Ablehnung eines
Aufnahmegesuches sind den Erziehungsberechtigten des Bewerbers schriftlich
mitzuteilen.
Die Zugehorigkeit zur Bambinifeuerwehr endet, wenn das Mitglied

in die Jugendfeuerwehr aufgenommen wird,

den korperlichen Anforderungen nicht mehr gewachsen ist oder aus der

Bambinifeuerwehr austritt,

aus der Bambinifeuerwehr entlassen oder ausgeschlossen wird.
Gleiches gilt, wenn die Erziehungsberechtigten ihre Zustimmung nach Abs. 1 schriftlich
zuriicknehmen.
Die Wahl des Bambinifeuerwehrwartes und des Stellvertreters wird in der Ordnung
der Bambinifeuerwehr geregelt. Das Wahlergebnis ist dem
Gemeindefeuerwehrausschuss zur Bestatigung vorzulegen. Der
Bambinifeuerwehrwart und dessen Stellvertreter ist Angehoriger der aktiven
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Abteilung der Gemeindefeuerwehr und muss neben feuerwehrspezifischen
Kenntnissen Uber ausreichende Erfahrungen im Umgang mit Jugendlichen verfiligen.

§7
Jugendfeuerwehr

In die Jugendfeuerwehr konnen Kinder und Jugendliche vom 10. Lebensjahr bis zur
Vollendung des 16. Lebensjahres aufgenommen werden.
Dem Aufnahmeantrag muss die schriftliche Zustimmung der Erziehungsberechtigten
beigefligt sein.
Uber die Aufnahme entscheidet der Jugendfeuerwehrwart im Einvernehmen mit dem
Gemeindewehrleiter.
Die Bereitschaft zur Teilnahme an den Diensten ist Voraussetzung fiir die Aufnahme in
die Jugendfeuerwehr.
Die Bewerber sollen in der Gemeinde wohnhaft und in keiner anderen
Hilfsorganisation tatig sein. Der Jugendfeuerwehrwart kann Ausnahmen zulassen.
Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht. Griinde fiir eine Ablehnung eines
Aufnahmegesuches sind dem Bewerber und dessen Erziehungsberechtigten schriftlich
mitzuteilen.
Die Zugehorigkeit zur Jugendfeuerwehr endet, wenn das Mitglied

in die aktive Abteilung aufgenommen wird,

den korperlichen Anforderungen nicht mehr gewachsen ist oder aus der

Jugendfeuerwehr austritt,

aus der Jugendfeuerwehr entlassen oder ausgeschlossen wird.

Gleiches gilt, wenn die Erziehungsberechtigten ihre Zustimmung nach Absatz 1
schriftlich zuriicknehmen.
Ein weiterer Verbleib in der Jugendfeuerwehr bis zum vollendeten 18. Lebensjahr ist
bei gleichzeitiger Aufnahme in die aktive Feuerwehr moglich.
Die Wahl des Jugendfeuerwehrwartes, des Stellvertreters und des
Jugendfeuerwehrausschusses wird in der Jugendordnung der Jugendfeuerwehr
geregelt. Das Wahlergebnis ist dem Gemeindefeuerwehrausschuss zur Bestatigung
vorzulegen. Der Jugendfeuerwehrwart und dessen Stellvertreter ist Angehdriger der
aktiven Abteilung der Gemeindefeuerwehr und muss neben feuerwehrspezifischen
Kenntnissen Uber ausreichende Erfahrungen im Umgang mit Jugendlichen verfiligen.

§8
Alters- und Ehrenabteilung

In die Alters- und Ehrenabteilung kdnnen Angehorige der Gemeindefeuerwehr bei
Uberlassung der Dienstkleidung tibernommen werden, wenn sie aus dem aktiven
Einsatzdienst in der Freiwilligen Feuerwehr ausgeschieden sind, oder nach 25-jahrigen
aktiven Dienst in der Feuerwehr auf Antrag tibernommen werden mochten.

Der Gemeindefeuerwehrausschuss kann auf Antrag Angehorigen der aktiven
Abteilung den Ubergang in die Alters- und Ehrenabteilung gestatten, wenn der Dienst
in der Gemeindefeuerwehr fiir sie aus personlichen oder beruflichen Griinden eine
besondere Harte bedeutet.

Die Angehorigen der Alters- und Ehrenabteilung wahlen ihren Leiter fir die Dauer von
fiinf Jahren. Er darf keine weitere Funktion ausiiben. Das Wahlergebnis ist dem
Gemeindefeuerwehrausschuss zur Bestatigung vorzulegen.
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§9
Ehrenmitglieder

Der Biurgermeister kann auf Vorschlag des Gemeindefeuerwehrausschusses verdiente
ehemalige Angehorige der Gemeindefeuerwehr oder Personen, die sich um das
Feuerwehrwesen oder den Brandschutz besonders verdient gemacht haben, zu
Ehrenmitgliedern der Feuerwehr ernennen.

§10
Organe der Freiwilligen Feuerwehr

Organe der Freiwilligen Feuerwehr sind:

(1)

(2)

(3)

(4)

(1)

(2)
(3)

die Hauptversammlung
der Gemeindefeuerwehrausschuss und
die Gemeindewehrleitung.

§11
Hauptversammlung

Unter dem Vorsitz des Gemeindewehrleiters ist jahrlich mindestens eine ordentliche
Hauptversammlung der Gemeindefeuerwehr durchzufiihren. Der Hauptversammlung
sind alle wichtigen Angelegenheiten der Feuerwehr, soweit zu ihrer Behandlung und
Entscheidung nicht andere Organe zustdndig sind, zur Beratung und Beschlussfassung
vorzulegen. In der Hauptversammlung hat der Gemeindewehrleiter einen Bericht tiber
die Tatigkeit der Gemeindefeuerwehr im abgelaufenen Jahr abzugeben. In der
Hauptversammlung werden die Gemeindewehrleitung und der
Gemeindefeuerwehrausschuss gewahilt.

Die ordentliche Hauptversammlung ist vom Gemeindewehrleiter einzuberufen. Eine
auBerordentliche Hauptversammlung ist innerhalb eines Monats einzuberufen, wenn
das von mindestens einem Drittel der Angehdrigen der Gemeindefeuerwehr ab dem
vollendeten 16. Lebensjahr schriftlich unter Angabe der Griinde gefordert wird.
Zeitpunkt und Tagesordnung der Hauptversammlung sind den Angehdérigen der
Feuerwehr und dem Biirgermeister mindestens 14 Tage vor der Versammlung
bekannt zu geben.

Die Hauptversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte ihrer
Mitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfahigkeit ist innerhalb eines Monats eine
zweite Hauptversammlung einzuberufen, die unabhangig von der Zahl der
anwesenden Mitglieder beschlussfahig ist. Beschlisse der Hauptversammlung werden
mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Auf Antrag ist geheim abzustimmen.

Uber die Hauptversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die dem
Blirgermeister vorzulegen ist.

§12
Gemeindefeuerwehrausschuss

Der Gemeindefeuerwehrausschuss ist beratendes Organ der Gemeindewehrleitung.
Er behandelt Fragen der Finanzplanung der Gemeinde fiir die Feuerwehr sowie der
Dienst- und Einsatzplanung und allgemeine Belange der Angehorigen der Wehr. Er
wird fir die Dauer von flinf Jahren gewahlt.

Der Gemeindefeuerwehrausschuss besteht aus dem Gemeindewehrleiter als
Vorsitzenden, sowie vier weiteren von der Hauptversammlung gewahlten Mitgliedern.
Die Stellvertreter des Gemeindewehrleiters, der Bambinifeuerwehrwart, der
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(4)

(5)

(6)

Jugendfeuerwehrwart sowie der Leiter der Alters- und Ehrenabteilung nehmen ohne
Stimmberechtigung von Amts wegen an den Beratungen des
Gemeindefeuerwehrausschusses teil.

Der Gemeindefeuerwehrausschuss soll viermal im Jahr tagen. Die Beratungen sind
vom Vorsitzenden mit Bekanntgabe der vorgesehenen Tagesordnung einzuberufen.
Der Gemeindefeuerwehrausschuss muss einberufen werden, wenn dies mindestens
ein Drittel seiner Mitglieder bei Angabe der von ihnen geforderten Tagesordnung
verlangt. Der Gemeindefeuerwehrausschuss ist beschlussfahig, wenn mehr als die
Halfte seiner Mitglieder anwesend sind.

Der Birgermeister ist zu den Beratungen des Gemeindefeuerwehrausschusses
einzuladen. Er nimmt ohne Stimmberechtigung teil.

Beschliisse des Gemeindefeuerwehrausschusses werden mit einfacher
Stimmenmehrheit gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung.

Die Beratungen des Gemeindefeuerwehrausschusses sind nicht 6ffentlich.

Uber die Beratungen ist eine Niederschrift anzufertigen.

§13
Wehrleitung

Der Gemeindewehrleitung gehdren der Gemeindewehrleiter, der 1. Stellvertreter
flr Einsatz und Ausbildung und der 2. Stellvertreter fir Technik an.
Die Wehrleitung wird in der Hauptversammlung in geheimer Wahl fiir die Dauer von
fiinf Jahren gewahlt. Wiederwahl ist zul3ssig.
Gewahlt werden kann nur, wer der Gemeindefeuerwehr aktiv angehort, iber die fir
diese Dienststellung erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Erfahrungen und die
erforderlichen personlichen und fachlichen Voraussetzungen verfiigt und keine
weiteren Wahlfunktionen ausibt.
Der Gemeindewehrleiter und seine Stellvertreter werden nach der Wahl durch die
Hauptversammlung und nach Zustimmung durch den Gemeinderat vom
Burgermeister bestellt.
Der Gemeindewehrleiter und seine Stellvertreter haben ihr Amt nach Ablauf der
Wahlperiode oder im Falle eines beabsichtigten vorzeitigen Ausscheidens bis zur
Berufung eines Nachfolgers weiterzufiihren. Steht kein Nachfolger zur Verfligung,
kann der Biirgermeister geeignete Personen mit der kommissarischen Leitung der
Gemeindefeuerwehr beauftragen. Kommt innerhalb eines Monats nach Freiwerden
der Stelle keine Neuwahl zustande, setzt der Blrgermeister bis zur satzungsgemaRen
Bestellung eines Nachfolgers einen Feuerwehrangehorigen mit Zustimmung des
Gemeinderates als Gemeindewehrleiter oder Stellvertreter ein.
Der Gemeindewehrleiter ist fur die Leistungsfahigkeit der Feuerwehr verantwortlich
und flhrt die ihm durch Gesetz und diese Satzung libertragenen Aufgaben aus. Er hat
insbesondere
auf die standige Verbesserung des Ausbildungsstandes der Angehorigen der
Feuerwehr entsprechend den Feuerwehrdienstvorschriften hinzuwirken,
die Dienste so zu organisieren, dass jeder aktive Feuerwehrangehdorige jahrlich an
mindestens 40 Stunden Ausbildung teilnehmen kann,
dafiir zu sorgen, dass die Dienst- und Ausbildungsplane aufgestellt und dem
Gemeindefeuerwehrausschuss vorgelegt werden,
die Tatigkeit der Unterfiihrer zu kontrollieren,
auf eine ordnungsgemale, den Vorschriften entsprechende Ausriistung der
Feuerwehr hinzuwirken,
fir die Einhaltung der Feuerwehrdienstvorschriften und der einschlagigen
Unfallverhitungsvorschriften zu sorgen,
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(7)
(8)

(9)

(10)

(1)
(2)

(3)

(4)
(5)

(1)

(2)

bei der Verwendung minderjahriger Feuerwehrangehoriger die Einhaltung der
Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes sicherzustellen und
Beanstandungen, die Leistungsfahigkeit der Feuerwehr betreffend, dem
Blrgermeister mitzuteilen.
Der Birgermeister kann dem Gemeindewehrleiter weitere Aufgaben des
Brandschutzes libertragen.
Der Gemeindewehrleiter soll den Biirgermeister und den Gemeinderat in allen
feuerwehr- und brandschutztechnischen Angelegenheiten beraten. Er ist zu den
Beratungen in der Gemeinde zu Angelegenheiten der Feuerwehr und des
Brandschutzes zu hoéren.
Die stellvertretenden Gemeindewehrleiter haben den Gemeindewehrleiter bei der
Erfillung seiner Aufgaben zu unterstitzen und ihn bei Abwesenheit mit allen Rechten
und Pflichten zu vertreten.
Der Gemeindewehrleiter und seine Stellvertreter kdnnen bei groben VerstoRen gegen
die Dienstpflichten oder wenn sie die im Absatz 3 geforderten Voraussetzungen nicht
mehr erfillen, vom Gemeinderat nach Anhérung des Gemeindefeuerwehrausschusses
abberufen werden.

§14
Unterfuhrer

Als Unterfiihrer gelten Gruppenfihrer, Gerdtewarte, Atemschutzgerdtewarte und
Bekleidungswarte.

Als Unterflihrer diirfen nur Angehorige der Feuerwehr eingesetzt werden, die
personlich geeignet sind, iber praktische Erfahrungen im Feuerwehrdienst verfiigen
sowie die erforderliche Qualifikation besitzen. Die erforderliche Qualifikation kann
insbesondere durch die erfolgreiche Teilnahme an den vorgeschriebenen Lehrgiangen
der Landesfeuerwehrschule Sachsen nachgewiesen werden.

Die Unterfiihrer werden im Einvernehmen mit dem Gemeindefeuerwehrausschuss
vom Gemeindewehrleiter auf die Dauer von funf Jahren bestellt. Der
Gemeindewehrleiter kann die Bestellung nach Anhérung im
Gemeindefeuerwehrausschuss widerrufen. Die Unterfiihrer haben ihre Aufgaben nach
Ablauf der Amtszeit bis zur Bestellung eines Nachfolgers weiter zu erfillen.
Wiederbestellung ist zulassig.

Die Unterfiihrer fliihren ihre Aufgaben nach Weisungen ihrer Vorgesetzten aus.

Flir Geratewarte gelten die Absatze 2 bis 4 entsprechend. Sie haben die Ausriistung
und die Einrichtungen der Feuerwehr zu verwahren und zu warten. Prifpflichtige
Geréte sind zum festgelegten Termin von einem dazu Befugten zu priifen oder zur
Prafung vorzustellen. Festgestellte Mangel sind unverziiglich dem zustdndigen
Webhrleiter zu melden.

§ 15
Schriftfiihrer

Der Schriftfihrer wird aus den vier gewahlten
Gemeindefeuerwehrausschussmitgliedern vom Gemeindefeuerwehrausschuss fiir die
Ausfertigung der Niederschrift fir die jeweils anstehende Versammlung/Sitzung
benannt.

Der Schriftfihrer hat Niederschriften (iber die Beratungen des
Gemeindefeuerwehrausschusses und Giber Hauptversammlungen zu fertigen.



Gemeinde Weinbdhla 18/25
Protokoll Gemeinderat
Sitzung am 06.12.2017

(1)

(2)

(3)

(4)
(5)

(6)

(7)
(8)

(9)

(1)
(2)

§16
Wahlen

Die nach § 17 Abs. 2 SachsBRKG durchzufiihrenden Wahlen sind mindestens zwei
Wochen vorher, zusammen mit dem Wahlvorschlag, den Angehorigen der
Gemeindefeuerwehr bekannt zu machen. Der Wahlvorschlag sollte mehr Kandidaten
enthalten als zu wahlen sind und muss vom zustandigen
Gemeindefeuerwehrausschuss bestatigt sein.

Wahlen sind geheim durchzufihren. Steht nur ein Kandidat zur Wahl, kann mit
Zustimmung der Hauptversammlung die Wahl offen erfolgen.

Wahlen sind vom Biirgermeister, seinem Stellvertreter oder einem von ihm
benannten Beauftragten zu leiten. Die Wahlversammlung benennt zwei Beisitzer, die
zusammen mit dem Wabhlleiter die Stimmenauszahlung vornehmen.

Wahlen kénnen nur dann vorgenommen werden, wenn mehr als die Halfte der
Wahlberechtigten anwesend ist.

Die Wahl des Gemeindewehrleiters und seiner Stellvertreter gemald § 16 Abs. 2
erfolgt in getrennten Wahlgangen. Gewahlt ist, wer mehr als die Halfte der Stimmen
der anwesenden Wahlberechtigten erhalten hat. Erreicht kein Kandidat im ersten
Wahlgang die absolute Mehrheit, so ist eine Stichwahl zwischen den beiden
Bewerbern mit den meisten Stimmen durchzufuhren, bei der die einfache Mehrheit
entscheidet. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

Die Wahl der weiteren Mitglieder des Gemeindefeuerwehrausschusses gemaR § 15
Abs. 2 ist als Mehrheitswahl ohne Stimmhéaufung durchzufihren. Jeder
Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, wie Ausschussmitglieder zu wahlen sind. In den
Gemeindefeuerwehrausschuss sind diejenigen Angehérigen der Feuerwehr gewahlt,
die die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.
Die Gewahlten sind zu fragen, ob sie die Wahl annehmen.

Die Niederschrift iber die Wahl des Gemeindewehrleiters und seiner Stellvertreter ist
spatestens eine Woche nach der Wahl durch den Wabhlleiter dem Burgermeister zur
Vorlage an den Gemeinderat zu Ubergeben.

Stimmt der Gemeinderat dem Wahlergebnis nicht zu, ist innerhalb eines Monats eine
Neuwahl durchzufihren.

Kommt innerhalb eines Monats die Wahl des Gemeindewehrleiters oder seiner
Stellvertreter nicht zustande oder stimmt der Gemeinderat dem Wahlergebnis
wiederum nicht zu, hat der Gemeindefeuerwehrausschuss dem Blirgermeister eine
Liste der Angehdorigen der Feuerwehr vorzulegen, die seiner Meinung nach fiir eine
der Funktionen in Frage kommen. Der Blrgermeister setzt dann nach § 13 Abs.5 die
Wehrleitung ein.

§17
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Feuerwehrsatzung der Gemeinde Weinb6hla vom 10.05.2006
auler Kraft.

Weinboéhla, den 06.12.2017

Zenker
Burgermeister
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Hinweis:

Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SachsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften der SichsGemO zustandegekommen sind, ein Jahr nach ihrer
Bekanntmachung als von Anfang an giiltig zustandegekommen.

Das gilt
1.
2.

4.
a)
b)

nicht, wenn

die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,

Vorschriften iber die Offentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,

der Burgermeister dem Beschluss nach & 52 Abs. 2 SdchsGemO wegen
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

vor Ablauf derin § 4 Abs. 4 Satz 1 SachsGemO genannten Frist

die Rechtsaufsichtsbehdrde den Beschluss beanstandet hat oder

die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegeniiber der Gemeinde unter
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich
geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach
Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SdchsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung

geltend

machen.

Abstimmungsergebnis:

Mitglieder des Gremiums: 19
Anwesende des Gremiumes: 18
Ja-Stimmen: 18
Nein-Stimmen: keine
Enthaltung: keine
Beschlussnummer: 243/27/2017
8. Beschluss der Satzung iiber die Entschdadigung der ehrenamtlich titigen Angehérigen der
Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Weinbohla -Feuerwehrentschiadigungssatzung-

Vorlage

:0639/2017

Auf der Grundlage der Séachsischen Feuerwehrverordnung (SdchsFwVO) wurden die
Aufwandsentschadigungen im § 3 neu festgelegt. In die Satzung neu aufgenommen sind im §

8 die A

nerkennungen fiir treue Dienste, mit welchen schon bisher die Kameraden und

Kameradinnen geehrt worden sind.

Gemeinderatin Grumbach fragt nach der Aufsplittung der finanziellen Auswirkungen in Héhe
von 9.000 €. Diese werden nachgereicht.
Gemeinderatin Kunze fragt, ob die Satzung mit der Feuerwehr abgestimmt wurde. Dies ist

der Fall.

Beschlussfassung:

Der Gemeinderat beschliet die folgende Satzung:

Satzung
iiber die Entschadigung der ehrenamtlich tatigen Angehérigen der
Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Weinbéhla
-Feuerwehrentschadigungssatzung-

Der Gemeinderat der Gemeinde Weinbdhla hat auf der Grundlage der §§ 4 und 21 der
Gemeindeordnung fiir den Freistaat Sachsen (SachsGemO) in der Fassung der
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Bekanntmachung vom 03. Marz 2014 (SachsGVBI. S. 146) zuletzt gedndert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 13. Dezember 2016 (SachsGVBI. S. 652), des Sachsischen Gesetzes liber
den Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz (SachsBRKG) vom 24. Juni 2004
(SachsGVBI. S. 245, 647), das zuletzt durch das Gesetz vom 10. August 2015 (SachsGVBI. S.
466) gedandert worden ist und der Verordnung des Sachsischen Staatsministeriums des
Innern Uber die Feuerwehren und die Brandverhiitungsschau im Freistaat Sachsen
(Sachsische Feuerwehrverordnung — SachsFwV0O) vom 21. Oktober 2005 (SachsGVBI. S. 291),
zuletzt gedndert durch die Verordnung vom 20. August 2012 (SdchsGVBI. S. 458), am 6.
Dezember 2017 die nachfolgende Satzung beschlossen.

Inhaltsiibersicht

§ 1 Entschadigung fiir Einsatze

§ 2 Entschadigung fir Aus- und Fortbildungslehrgange
§ 3 Aufwandsentschadigung

§ 4 Zahlungsweise

§ 5 Wegfall der Aufwandsentschadigung

§ 6 Sicherheitswachen

§ 7 Bereitschaftsdienst

§ 8 Anerkennung treuer Dienste

§ 9 In-Kraft-Treten

§1

Entschadigung fiir Einsatze

(1) Der Berechnung der Zeit ist die Dauer des Einsatzes von der Alarmierung bis zum
Einsatzende zugrunde zu legen.

(2) Beruflich selbstindige ehrenamtliche Angehorige der Freiwilligen Feuerwehr Weinbéhla
erhalten auf Antrag von der Gemeinde Entschadigung des ihnen entstandenen
Verdienstausfalls wahrend der (iblichen Arbeitszeit nach § 14 der Sachsischen
Feuerwehrverordnung (SachsFwVO0). Mit Inanspruchnahme der Entschadigung sind
Anspriiche gegen die Gemeinde Weinbdhla abgegolten. Angefangene Stunden werden als
volle Stunden angerechnet.

§2
Entschadigung fiir Aus- und Fortbildungslehrginge

Bei Aus- und Fortbildungslehrgdngen auRerhalb des Gemeindegebietes erhalten die
ehrenamtlich tatigen Angehorigen der Freiwilligen Feuerwehr eine Erstattung ihrer Auslagen
entsprechend des Sachs. Reisekostengesetzes in seiner jeweiligen Fassung.

§3

Aufwandsentschadigung

(1) Die nachfolgend genannten ehrenamtlich tatigen Angehérigen der Freiwilligen
Feuerwehr Weinbohla erhalten eine monatliche Aufwandsentschadigung. Die
Aufwandsentschadigung betragt fir:

a) Den Wehrleiter 175,00 €,

b) die Stellvertreter des Wehrleiters 100,00 €,

c) den Geratewart 100,00 €,

d) den Atemschutzgeratewart 100,00 €

e) den Leiter der Alters- u. Ehrenabteilung 100,00 €,
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f) den Jugendfeuerwehrwart 100,00 €,

g) den stellv. Jugendfeuerwehrwart 50,00€

h) den Bambinifeuerwehrwart 100,00 €,

i) den stellv. Bambinifeuerwehrwart 50,00€.
(2) Nimmt der Stellvertreter die Aufgaben des Wehrleiters voll wahr, erhalt er ab dem 3. Tag
der Vertretung eine Aufwandsentschadigung in gleicher Hohe wie der zu Vertretende.
Diese Entschadigung wird fiir jeden Tag in Form eines DreiRigstels des Monatsbetrages der
Entschadigung nach § 3 Abs. 1, Punkt a) berechnet. Dabei ist die Aufwandentschadigung
nach § 3 Abs. 1 anzurechnen.

§4
Zahlungsweise

Die Zahlung der Aufwandsentschadigung erfolgt monatlich. Die Entschadigungen
entsprechend der §§ 6 und 7 erfolgen halbjahrlich am 15.06. bzw. 15. 12..

Voraussetzung fiir die Zahlung von Entschadigungen ist ein ordnungsgemafRer Dienstbericht.
Fir die sachliche Richtigkeit zeichnet der Wehrleiter.

§5
Wegfall der Aufwandsentschadigung

Der Anspruch auf die Aufwandsentschadigung entfallt:

a) Mit Ablauf des Monats, in dem der Anspruchsberechtigte aus seinem Ehrenamt
scheidet, oder

b) wenn der Anspruchsberechtigte ununterbrochen langer als drei Monate das
Ehrenamt nicht wahrnimmt, fir die Gber drei Monate hinausgehende Zeit.

c) Hat der Anspruchsberechtigte den Grund fiir die Nichtauslibung des Ehrenamtes
selbst zu vertreten, entfallt der Anspruch auf Aufwandsentschadigung, sobald das
Ehrenamt nicht mehr wahrgenommen wird.

§6
Sicherheitswachen

Die ehrenamtlich tatigen Angehorigen der Freiwilligen Feuerwehr erhalten, wenn ihnen fiir
diese Zeit kein Arbeitsentgelt zusteht, bei der Durchfiihrung von Sicherheitswachen fir jede
angefangene Stunde 10,00 €. Als wachhabend eingesetzte Angehdorige erhalten fiir jede
angefangene Stunde 12,00 €.

§7

Bereitschaftsdienst

Fiir Bereitschaftsdienste wird ein Durchschnittssatz von 10,00 € pro Woche bezahlt.

§8
Anerkennung treuer Dienste

(1) Entsprechend der Zeitdauer der Zugehorigkeit der Kameraden in der Freiwilligen
Feuerwehr erhalten diese folgende Zuwendung:

a) 10-jahriges Dienstjubildum 50,00 €

b) 25-jahriges Dienstjubilaum 125,00 €

c) 40-jahriges Dienstjubildaum 200,00 €

d) 50-jahriges Dienstjubildaum 250,00 €
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e) 60-jahriges Dienstjubildum 300,00 €
(2) Die Dienstjubildaumszuwendung wird in der auf das Jubildum folgenden
Jahreshauptversammlung ausgezahlt.

§9
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt zum 01.01.2018 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Feuerwehrentschadigungssatzung der Gemeinde Weinbdhla vom
01.11.2000 auBer Kraft.

Weinbohla, den 06.12.2017

Zenker
Burgermeister

Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Sachsischen Gemeindeordnung (SachsGemO)

Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SachsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften zu Stande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als
von Anfang an giiltig zu Stande gekommen.

Dies gilt nicht, wenn

1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist,

2. Vorschriften tiber die Offentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,

3. der Birgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SachsGemO wegen Gesetzwidrigkeit
widersprochen hat.

4. vor Ablauf derin § 4 Abs. 4 Satz 1 SachsGemO genannten Frist

a) die Rechtsaufsichtsbehorde den Beschluss beanstandet hat oder

b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegeniiber der Stadt unter
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich geltend
gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach
Ablauf der in § 4 Satz 1 SdchsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend
machen.

Abstimmungsergebnis:

Mitglieder des Gremiums: 19
Anwesende des Gremiums: 18
Ja-Stimmen: 18
Nein-Stimmen: keine
Enthaltung: keine
Beschlussnummer: 244/27/2017

9. Wirtschaftsplan 2018 des Eigenbetriebes WAW
Vorlage: 0636/2017
Der Entwurf des Wirtschaftsplanes vom 01.01.2018 bis 31.12.2018 wurde in der Sitzung des
Betriebsausschusses vom 18.10.2017 vorgestellt und beraten.

In der Zeit vom 03.11.2017 bis 14.11.2017 wurde der Entwurf des Wirtschaftsplanes
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offentlich im Eigenbetrieb WAW ausgelegt. Einwohner und Abgabepflichtige hatten die
Moglichkeit bis zum Ablauf des 24.11.2017 Einwendungen gegen den Entwurf des
Wirtschaftsplanes zu erheben. Dies ist nicht erfolgt.

Auf die Auslegung und die Frist zur Erhebung von Einwendungen wurde mittels ortsliblicher
Bekanntgabe an der Verkiindigungstafel sowie mittels 6ffentlicher Bekanntmachung in der
Weinbdhla Information Nr. 16 vom 02.11.2017 hingewiesen.

Der Wirtschaftsplan ist gemals § 76 Abs. 2 SachsGemO vom Gemeinderat in 6ffentlicher
Sitzung zu beschlieRen.

Beschlussfassung:

Der Gemeinderat beschlielSt den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung Weinbohla fiir das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2018 bis 31.12.2018 wie
folgt:

Beschluss
iiber die Festsetzung des Wirtschaftsplanes
des Eigenbetriebes ,,Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Weinbohla“
fiir den Zeitraum vom 01.01.2018 bis 31.12.2018

Auf Grund von § 16 Abs. 1 der Sachsischen Eigenbetriebsverordnung (SachsEigBVO) i.V.m. §
9 Abs. 1 Punkt 8 der Betriebssatzung hat der Gemeinderat am 06.12.2017 den

Wirtschaftsplan flr das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2018 bis 31.12.2018 wie folgt
beschlossen:

§1
Erfolgsplan, Vermégensplan

Der Wirtschaftsplan wird festgesetzt

1. im Erfolgsplan

Ertrage: 3.166.051 €
Aufwendungen: 3.122.415€
Jahrestberschuss: 43.636 €

2. im Liquiditatsplan
Mittelzu-/ Mittelabfluss aus laufender Geschéaftstatigkeit: 453.339 €
Mittelzu-/ Mittelabfluss aus Investitionstatigkeit: 46.116 €
Mittelzu-/ Mittelabfluss aus Finanzierungstatigkeit: -1.015.300 €

§2
Kreditermachtigung
Im Wirtschaftsjahr erfolgt eine Kreditaufnahme i.H.v. -€

§3
Kassenkredit

Der Hochstbetrag der Kassenkredite wird festgesetzt auf 624.000 €
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10.

11.

Weinbohla, den

Zenker
Burgermeister

Abstimmungsergebnis:

Mitglieder des Gremiums: 19
Anwesende des Gremiums: 18
Ja-Stimmen: 18
Nein-Stimmen: keine
Enthaltung: keine
Beschlussnummer: 245/27/2017

Darlehenstilgung Eigenbetrieb WAW

Vorlage: 0637/2017

Im Jahr 2007 wurde ein bestehendes Darlehen fiir Investitionen im Trink- und
Abwasserbereich zur DGHYP (Darlehen Nr. 3224311501) umgeschuldet. Der Zinssatz betragt
aktuell 4,5 % und ist bis zum 30.12.2017 festgeschrieben. Zu diesem Zeitpunkt kann das
Darlehen getilgt oder umgeschuldet werden. Die Restschuld zum 30.12.2017 betrdgt noch
328.548,08 €.

Da im Eigenbetrieb WAW aufgrund der guten Jahresabschliisse in den letzten Jahren
ausreichend Liquiditdt vorhanden ist, wird vorgeschlagen das Darlehen zum 30.12.2017
abzul6dsen. Die Darlehenstilgung im Jahr 2017 wiirde sich damit auf 795.025 € erhdhen.

Beschlussfassung:
Der Gemeinderat beschlieft das Darlehen Nr. 3224311501 bei der DGHYP mit einer
Restschuld in Hohe von 328.548,08 € zum Ende der Zinsbindung am 30.12.2017 abzuldsen.

Abstimmungsergebnis:

Mitglieder des Gremiums: 19
Anwesende des Gremiums: 18
Ja-Stimmen: 18
Nein-Stimmen: keine
Enthaltung: keine
Beschlussnummer: 246/27/2017

Darlehensumschuldung Eigenbetrieb WAW

Vorlage: 0647/2017

Im Jahr 2008 wurde ein Darlehen (DKB Nr. 7213911) fiir Investitionen im Trink- und
Abwasserbereich in Hohe von 3.362.050,79 € zur DGHYP (Nr. 3224311502) umgeschuldet.
Der Zinssatz betragt aktuell 4,535 % und ist bis zum 30.09.2018 festgeschrieben. Die
Restschuld betragt zu diesem Zeitpunkt 2.241.367,19 €. Aufgrund der aktuell sehr glinstigen
Zinslage, wird empfohlen, sich bereits jetzt einen guten Anschlusszins zu sichern. Sinnvoll ist
es einen glatten Betrag von 2.200.000 € umzuschulden.

8 inlandische Banken wurden beziiglich eines Angebotes fiir eine Umschuldung angefragt.
Die nachfolgenden Riickmeldungen liegen vor:



Gemeinde Weinbdhla
Protokoll Gemeinderat
Sitzung am 06.12.2017

12,

13.

Zenker

25/25

Kreditinstitut Zinssatz Zinssatz Zinssatz
10 Jahre Zinsbindung | 15 Jahre Zinsbindung | 20 Jahre Zinsbindung
Sparkasse Meif3en 1,0% kein Angebot kein Angebot
Commerzbank AG 0,85 %* kein Angebot kein Angebot
DKB AG 0,97 % 1,25 % 1,52 %
DGHYP 1,250 % 1,580 % 1,670%

HypoVereinsbank

kein Angebot

kein Angebot

kein Angebot

SAB

kein Angebot

kein Angebot

kein Angebot

*gilt bis zum 06.12.2017, 12.00 Uhr

In Auswertung der Angebote wird die Umschuldung des Darlehens zur DKB mit einer
Zinsbindung von 20 Jahren empfohlen.

Beschlussfassung:

Der Gemeinderat beschlieBt die Aufnahme eines Ratendarlehens in Ho6he von 2.200.000 €
fiir den Eigenbetrieb WAW entsprechend dem Angebot vom 06.12.2017 der DKB mit einem
effektiven Zinssatz von 1,52 % bei einer Kreditlaufzeit von 20 Jahren sowie einer Zinsbindung
von 20 Jahren. Der Kredit dient als Anschlussfinanzierung fiir das bestehende Darlehens Nr.
3224311502 bei der DGHYP.

Abstimmungsergebnis:

Mitglieder des Gremiums: 19
Anwesende des Gremiums: 18
Ja-Stimmen: 18
Nein-Stimmen: keine
Enthaltung: keine

Beschlussnummer:

247/27/2017

Anfragen und Information
Zu diesem Tagesordnungspunkt gibt es keine Anmerkungen.

Biirgerfragestunde

Herr Meurers erkundigt sich bezlglich der zerstérten Buswartehduschen, wer die Kosten
dafiir tragt und wann diese wieder instand gesetzt werden.
Die polizeilichen Ermittlungen diesbeziiglich laufen. Die Gemeinde hat eine
Vandalismusversicherung fir die Buswartehduschen, die allerdings mit 5.000 EUR pro Jahr
gedeckelt ist. Es muss gepriift werden, welche Schdaden davon zuerst behoben werden
konnen. Der Gesamtschaden wird auf 35.000 EUR geschatzt.

Blrgermeister

Funk

Protokollabfassung

Gemeinderat

Gemeinderat



	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	Name
	Text
	Entschuldigt
	BM_TEXT1
	bm_text3
	Beschlußvorschlag
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	FLD_SISF
	FLD_gsgrnr

